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VOR 55 JAHREN: Die Liestaler Ge-
meindeversammlung führt als erste 
im Kanton die Urnenabstimmung für 
Sachfragen ein, wenn die Ausgaben 
mehr als 100 000 Franken betragen.

VOR 45 JAHREN: Die bernische 
 Regierung erlässt ein Verbot, die 
Abwasser ungereinigt in den Fluss 
 Sorne zu leiten. Daraufhin muss die 
 Dozieres SA in Delsberg ihre Fabrik 
schliessen, so dass die Birs nicht 
mehr als schmutzigster Fluss der 
Schweiz bezeichnet werden kann.

VOR 40 JAHREN: Die Gemeindever-
sammlung von Reinach beschliesst 

den Bau eines Ferienhauses in 
Adelboden sowie die Einführung der 
Jugendmusikschule. Auch Binnin-
gen stimmt dem Bau eines eigenen 
Ferienhauses zu – ebenfalls in 
 Adelboden.

VOR 35 JAHREN: Die Blindenführ-
hundeschule in Allschwil wird 
 eingeweiht.

VOR 20 JAHREN: Die Gemeinde-
versammlung von Rothenfl uh 
 beschliesst, eine vollamtliche 
 Gemeindeverwaltung zu schaffen.

Staatsarchiv BL > www.bl.ch/chronik

baz.wettbewerb.
Wie gut kennen Sie die Region?
AUFLÖSUNG. Zwei 
Begriffe waren als 
 Lösungswort bei 
 unserem Wettbewerb 
vom vergangenen 
Freitag möglich: 
 Längi und/oder Prat-
teln. Den Preis, einen 
Gutschein für ein 
BaZ-Jahresabo, hat 
Joseph Saner aus 
Pratteln gewonnen. 
Herzliche Gratulation.
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LIESTAL. Die Geschäftsprüfungskommission des Landrats wird 
an der morgigen Sitzung voraussichtlich über die Kritik am 
Schulheim Röserental und an der kantonalen Heimaufsicht 
sprechen. Denn am Donnerstag hat sie im Landrat den Auftrag 
gefasst, die Vorfälle im Schulheim sowie die Rolle der Aufsicht 
zu überprüfen. Wie die BaZ in Erfahrung gebracht hat, bemän-
geln einige Insider der Heimszene, die Aufsicht würde Krisen 
in Heimen verdrängen. Auch einstige Röserental-Mitarbeiter 
melden sich mit neuen Vorwürfen zu Wort. > SEITE 29

Kritik an Heimaufsicht
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Unterstützung für 
Verbandsbeschwerde
LIESTAL. Gemeinsam wollen 75 Per-
sönlichkeiten aus dem Baselbiet 
 gegen die Abschaffung des Ver-
bandsbeschwerderechts kämpfen. 
Wie aus einer gestern veröffentlich-
ten Medienmitteilung hervorgeht, 
bilden Ständerat Claude Janiak 
(SP), die Nationalrätinnen Kathrin 
Amacker (CVP) und Maya Graf 
(Grüne), alt Regierungsrat Andreas 
Koellreuter (FDP), Landrätin 
 Elisabeth Augstburger (EVP) sowie 
Werner Madörin, der Präsident 
Wanderwege beider Basel, das 
 Präsidium des Komitees. Dieses 
macht geltend, dass die Wirtschaft 
eine intakte Umwelt brauche. Und 
um dies sicherzustellen, sei das 
Verbandsbeschwerderecht ein 
 «bewährtes liberales Rechtsmittel». 

75-Jährige fährt 
zwei Jugendliche an 
BINNINGEN. Zwei Jugendliche sind 
gestern Dienstag in Binningen von 
einem Auto angefahren und leicht 
verletzt worden. Die 75-jährige 
 Lenkerin des Autos hatte die beiden 
übersehen, als sie auf der Oberwi-
lerstrasse einen Fussgängerstreifen 
betraten. Das Auto stiess mit der 
15-Jährigen zusammen, die ihrer-
seits gegen ihren gleichaltrigen 
 Kollegen stiess. Beide wurden von 
der Sanität ins Spital gebracht, wie 
die Baselbieter Polizei mitteilte.

Polizei kontrolliert 
Lichter an Velos
LIESTAL. In der nächsten Zeit kon-
zentriert sich die Baselbieter Polizei 
in ihren Kontrollen auf Velo- und 
Mofafahrer, die ohne Licht in der 
Dämmerung oder bei Dunkelheit 
unterwegs sind. Dies sei gefährlich 
für alle Verkehrsteilnehmer, in erster 
Linie aber für die Velofahrer selbst, 
schreibt die Polizei in einer Medien-
mitteilung. Wer ohne Licht unter-
wegs ist, muss mit einer Busse von 
40 Franken auf beleuchteten Stras-
sen und mit 60 Franken auf unbe-
leuchteten Strassen rechnen, mahnt 
die Polizei. 

Platz gesucht für 30 000 Einwohner
Das Baselbiet wächst weiterhin rasant – aber nicht dort, wo es viele Baulandreserven hat

DANIEL SCHINDLER

Im Leimental und im Birseck 
könnte Bauland knapp wer-
den, denn bis in 15 Jahren 
sollen 30 000 Menschen 
mehr im Kanton wohnen. Die 
meisten zieht es in die Nähe 
von Basel.

Eine Studie des Bundes-
amts für Raumplanung zeigte 
es kürzlich deutlich: In der 
Schweiz hat es zwar genug 
Bauland – aber es befi ndet sich 
am falschen Ort. Nämlich meist 
in ländlichen Gebieten. 

Gleiches gilt für den Kan-
ton Baselland. Baulandreser-
ven sind für die kommenden 
15 Jahre genügend vorhanden, 
doch sie liegen zum grossen 
Teil im oberen Baselbiet. Benö-
tigt würde das Bauland aber 
hauptsächlich in der Agglome-
ration. Denn dorthin zieht es 
die Menschen: «Seit etwa zehn 
Jahren beobachten wir bei den 

Jungen und den älteren Leuten 
einen Trend zurück in die städ-
tischen Gebiete – Familien 
wohnen hingegen nach wie vor 
gerne im Grünen», sagt Hans-
Georg Bächtold, der Leiter des 
Baselbieter Amts für Raumpla-
nung.

DRUCK. Der Wanderungsdruck 
auf die Agglomeration wird 
also eher noch zunehmen. Ei-
nerseits, weil die Stadt Basel 
mit ihrem Bildungs-, Kultur- 
und Freizeitangebot die junge 
Generation anlockt, anderer-
seits als Folge der zunehmen-
den Überalterung. «Senioren 
zieht es unter anderem wegen 
des hohen Komforts, des guten 
ÖV-Angebots und wegen der 
medizinischen Versorgung in 
Stadtnähe», sagt Bächtold. Ef-
fekt: Die Baulandreserven wer-
den dort noch knapper.

Alarm schlägt das Amt 
für Raumplanung heute 
aber noch nicht. «Auch in den 
bereits überbauten Zonen in 
der Agglomeration bestehen 
noch Reserven für eine Umnut-
zung von 15 bis 20 Prozent», 
sagt Bächtold. 

Im Klartext: Siedlungen 
können verdichtet, bestehende 
Gebäude erweitert, Estriche 
und Keller können ausgebaut 
werden. Zudem dürfen laut 
Bächtold Gemeinden, in denen 
es noch geeignetes Land gibt, 
unter gewissen Voraussetzun-
gen «gemäss dem vom Regie-
rungsrat an den Landrat über-
wiesenen Entwurf des kanto-
nalen Richtplans nachfrageori-
entiert Umzonungen zu Bau-
land vornehmen». Die Gemein-
den müssen lediglich den 
Nachweis erbringen, dass die-
ses Land innerhalb der nächs-

ten 15 Jahre 
auch benötigt 

wird. Zudem 
müssen sie o� en-

legen, was noch an ausbauba-
ren ungenutzten Reserven vor-
handen ist. «Und sie müssen 
darlegen, was es an ö� entli-
chen Anlagen in der Gemeinde 
künftig braucht», so Bächtold. 
Dabei müssten die Gemeinden 
regional zusammenarbeiten.

UNTER ZEHN PROZENT. Die 
Grafi k des Amts für Raumpla-
nung (vgl. oben) verdeutlicht 
die Situation: Je näher an der 
Stadt, desto weniger Bauland-
reserven hat eine Gemeinde in 
der Regel. Besonders knapp ist 
das Bauland in Gemeinden 
wie Birsfelden, Muttenz oder 
Münchenstein, wo sich der 
Anteil der freien Reserven 
zwischen weniger als fünf bis 

zu zehn Prozent bewegt. Ganz 
anders präsentiert sich die Si-
tuation im ländlichen Eptin-
gen oder in Waldenburg. Dort 
macht der Anteil der freien 
Reserven mehr als zwei Drittel 
des überbauten Baulands aus. 
Allerdings gibt es auch im 

Oberbaselbiet Ausnah-
men: Oberdorf, 
Zunzgen und 
Wenslingen ha-
ben ebenfalls 

lediglich zwi-
schen fünf 
und zehn 
Prozent 
Bauzonen-

reserven.
Trotz aus-

reichenden 
Baulandreser-

ven wird es auch im 
Oberbaselbiet künftig 

noch möglich sein, vereinzelt 
Einzonungen vorzunehmen – 
«maximal eine Hektare pro Ge-
meinde», sagt Bächtold. Dies 
entspreche rund 20 zusätzli-
chen Einfamilienhäusern pro 
Gemeinde.

Zu grösseren Rückzonun-
gen werde es dagegen nicht 
kommen. Dieser Auftrag sei 
bereits «im Rahmen der Zo-
nenplanrevision von den Ge-
meinden seit der Inkraftset-
zung des Bundesgesetzes über 
die Raumplanung 1980 weit-
gehend erfüllt worden».

Jetzt müssten die Reserven 
optimal genutzt werden, sagt 
Bächtold. Ziel sei es, Wohn-
raum für rund 30 000 zusätzli-
che Einwohner im Baselbiet zu 
scha� en, die zu den heute 
271 000 hinzukommen sollen. 
Dies, ohne die Zersiedelung 
voranzutreiben. Dazu scha� e 
der kantonale Richtplan, der 
derzeit im Landrat vorberaten 
wird, «optimale Voraussetzun-
gen», sagt Bächtold.

Fünferrat soll Staatsanwaltschaft beaufsichtigen
Die landrätliche Justiz- und Polizeikommission schliesst einen Kompromiss und geht neue Wege

THOMAS GUBLER

Nicht die Regierung und auch nicht 
das Kantonsgericht, sondern ein 
Staatsanwaltschaftsrat soll künftig 
die Baselbieter Ermittlungs- und An-
klagebehörde beaufsichtigen.

Noch hat die Schlussabstimmung 
über das Einführungsgesetz zur Bundes-
strafprozessordnung in der Justiz- und 
Polizeikommission des Landrats nicht 
stattgefunden. Doch deutet alles darauf 
hin, dass sich die Lösung, die sich im 
Spätsommer abgezeichnet hat, durch-
setzen wird: Die künftige Staatsanwalt-
schaft soll weder von der Regierung be-
ziehungsweise der Sicherheitsdirektion 

noch vom Kantonsgericht beaufsichtigt 
werden. Stattdessen wird ein spezielles 
Gremium, bestehend aus voraussicht-
lich fünf Personen, die Aufsicht über die 
neue Anklagebehörde führen.

Die Kommission hat damit einen 
fast unüberwindbar scheinenden Kon-
fl ikt zwischen den Anhängern der Ge-
richts- und denjenigen der Regierungs-
aufsicht mit einem gut schweizerischen 
Kompromiss überwunden. Das ging mit 
Sicherheit nicht ohne Überzeugungsar-
beit einerseits und der O� enheit, neue 
Wege zu beschreiten, andererseits. Auf 
bürgerlicher Seite war die Begeisterung 

für dieses Gremium zu Beginn nicht 
eben gross. Schliesslich schien aber die 
Zeit dafür reif. Nachempfunden ist der 
neue Baselbieter Staatsanwaltschafts-
rat dem Justizrat nach Freiburger, Gen-
fer oder Tessiner Muster. Allerdings 
dürfte das Baselbieter Modell nur über 
klar begrenzte Kompetenzen verfügen 
und beispielsweise nicht auch die Rich-
terwahlen vorbereiten. 

DOPPELTER KOMPROMISS. Eine er-
staunliche Kompromisslösung wurde 
auch hinsichtlich der Hauptakteure er-
zielt: So ist vorgesehen, dass sowohl der 

Kantonsgerichtspräsident als auch die 
Sicherheitsdirektorin dem Staatsan-
waltsrat angehören. Die restlichen drei 
Sitze sollen allerdings durch unabhän-
gige Persönlichkeiten besetzt werden.

Entschieden scheint in der Kommis-
sion auch die Frage, wer die neue 
Staatsanwaltschaft leiten soll. Da hat  
sich o� enbar die Regierung mit einem 
Ersten Staatsanwalt als Chef vor der 
kollektiven Führung mit einer Staats-
anwaltskonferenz durchgesetzt. Eine 
Dezentralisierung der Staatsanwalt-
schaft auf alle fünf Bezirke dürfte dage-
gen kaum in Stein gemeisselt werden. 

Tendenz. Gemeinden in 
Stadtnähe haben weniger 
Baulandreserven. Grafi k BaZ
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UNÜBERBAUTE BAUZONEN IM BASELBIET

 Anteil Reserven an überbauten Bauzonen (in %)
Quelle: Amt für Raumplanung
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